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der gemäß § 242 Abs". 5 StPO im Strafverfahren ausgespro­
chenen Verweisung am die Zivilkammer veranlaßt.

Hinzu kommt, daß an die Mitwirkungspflicht der Verklag­
ten im zivilrechtlichen Verfahren nach § 3 Abs. 1 ZPO zu­
mindest die gleichen Anforderungen zu stellen sind, wie sie 
von beiden Gerichten berechtigt gegenüber dem Kläger gel­
tend gemacht worden sind. Ebenso wie dieser die Verpflich­
tung gehabt hätte, das Gericht unverzüglich — spätestens 
Mitte Dezember 1982 nach Erhalt der Ladung zum 7. Januar 
1983 — zu informieren, daß seine Forderung (beglichen wor­
den ist, hätte von den Verklagten eine entsprechende recht­
zeitige und nachprüfbare Information erwartet werden müs­
sen. Die Durchführung der mündlichen Verhandlung und da­
mit die Entstehung weiterer Kosten wäre dadurch ebenfalls 
vermeidbar gewesen. Die Verklagten haben jedoch erst im 
Termin vom 7. Januar 1983 die Belege über die an den Klä­
ger geleistete^ Zahlungen vorgelegt. Ihr Verhalten hat somit 
gleichfalls zur Entstehung der weiteren Kosten beigetragen. 
Das hätte von den Gerichten bei der Entscheidung über die 
Kosten des Verfahrens berücksichtigt werden müssen.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag wegen 
Verletzung von § 175 Abs. 1 ZPO der Beschluß des Bezirks­
gerichts aufzuheben. Gemäß §§159 Abs. 3, 156 Abs. 2 ZPO war 
der Beschluß des Kreisgerichts ebenfalls aufzuheben und un­
ter Berücksichtigung der dargelegten Gründe eine Teilung 
der Kosten im festgelegten Umfang vorzunehmen.

§§ 41, 321, 322 ZGB; § 25 GrundstVollstrVO.
Sind die Eigentümer benachbarter Hausgrundstücke auf die 
gemeinsame Nutzung des im Miteigentum stehenden Hof­
raums in solchem Umfang angewiesen, daß die Einräumung 
von Wege- und Überfahrtrechten nicht ausreicht, so ist die 
Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft durch gerichtlichen 
Verkauf des Hofraums nicht gerechtfertigt.
BG Suhl, Beschluß vom 29. Juli 1983 - 3 BZR 24/82.

Die Antragsteller und der Antragsgegner sind je zur Hälfte 
Miteigentümer eines Flurstücks (Hof), das sich unmittelbar 
an ihre nebeneinanderliegenden Hausgrundstücke anschließt.

Die Antragsteller haben beantragt, den gerichtlichen Ver­
kauf zur Aufhebung dieser Miteigentumsgemeinschaft anzu­
ordnen. Diesem Antrag hat der Sekretär des Kreisgerichts ent­
sprochen.

Gegen diese Entscheidung hat der Antragsgegner Be­
schwerde eingelegt und beantragt, unter Aufhebung des an­
gefochtenen Beschlusses den Antrag auf gerichtlichen Verkauf 
abzuweisen.

Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Nach § 41 ZGB kann jeder Eigentümer jederzeit die Aufhe­
bung der Eigentumsgemeinschaft verlangen, wenn der Zeit­
punkt berechtigten Interessen anderer Miteigentümer nicht 
widerspricht. Das ist Mer jedoch der Fall.

Der Antragsgegner ist Älleineigentümer des Hauses S.- 
Str. 67; den Antragstellern gehört das Hausgrundstück S.- 
Str. 65. Das hier streitige Flurstück ist Hofraum, der für die 
ordnungsgemäße Nutzung beider Häuser unbedingt erforder­
lich ist. Offensichtlich besteht gerade deshalb das Miteigen­
tum an diesem Hofraum für die Eigentümer der benachbar­
ten Hausgrundstücke.

In einem gerichtlichen Verkaufsverfahren könnte dieser 
Hofraum nur insgesamt entweder den Antragstellern oder 
dem Antragsgegner verkauft werden. Solange aber die Mit­
eigentümer auf die Mitbenutzung des Hofraums angewiesen 
sind, widerspricht das Verlangen auf Aufhebung der Mit­
eigentumsgemeinschaft den berechtigten Interessen des an­
deren Miteigentümers.

Der Auffassung der Antragsteller, bei einem Verkauf an 
sie könnten die Interessen des Antragsgegners durch ein ent­
sprechendes Wege- und Ütoerfahrtrecht (§§ 321, 322 ZGB) ge­
sichert werden, kann nicht gefolgt werden. Der Antragsgeg­
ner weist zutreffend darauf hin, daß er auf die Mitbenut­
zung des Hofraums in einem Maße angewiesen ist, das weit 
darüber hinausgeht, was normalerweise in einem Wegerecht 
festgelegt werden kann. Da zu seinem Haus keinerlei Frei­

fläche gehört, muß der Hofraum zu den verschiedensten 
Zwecken mit 'benutzt werden, die u. a. auch von der künfti­
gen Nutzung des Hauses mitbestimmt werden. Der Rat der 
Gemeinde hat hierzu mitgeteilt, daß möglicherweise das 
Grundstück des Antragsgegners künftig für gesellschaftliche 
Zwecke genutzt wird, wozu der Hofraum mit benutzt wer­
den müsse.

Unter diesen Umständen liegen die Voraussetzungen für 
die Aufhebung des Miteigentums nach § 41 ZGB nicht vor, 
so daß auch die Durchführung des' gerichtlichen Verkaufs des 
Flurstücks nach § 25 GrundstVollstrVO nicht gerechtfertigt 
ist.

§ 130 Abs. 3 ZPO.
Zur Auferlegung eines angemessenen Zwangsgeldes, wenn der 
Schuldner seinen gerichtlich festgelegten Verpflichtungen 
(hier: zur Duldung der Nutzung eines Wäschetrockenbodens 
durch den Gläubiger) nicht nachkommt.
BG Erfurt, Beschluß vom 29. Juli 1983 — 4 BZR 84/83.

Das Kreisgericht hat die Schuldner verurteilt, den Gläubi­
gern die Nutzung des im Grundstück gelegenen Wäschetrok- 
kenbodens uneingeschränkt zu gestatten und den Gläubigern 
einen Schlüssel für die Eingangstür zu diesem Boden auszu­
händigen.

Die Gläubiger haben vorgetragen, die Schuldner kämen 
ihren Verpflichtungen aus dem Urteil nicht nach, und bean­
tragt, gegen die Schuldner ein angemessenes Zwangsgeld fest­
zusetzen.

Das Kreisgericht hat den Schuldnern ein Zwangsgeld in 
Höhe von 200 M auferlegt.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Beschwerde der 
Schuldner mit dem Antrag, den angefochtenen Beschluß auf­
zuheben und den Antrag der Gläubiger abzuweisen. Sie ha­
ben dazu vorgetragen, es bestünden Umstände, die sie gegen­
wärtig berechtigten, das Recht der Gläubiger auf Nutzung 
des Hausbodens einzuschränken. Da Arbeiten am Dach des 
Hauses in Vorbereitung seien, lagerten auf dem Boden die 
dafür erforderlichen Materialien.

Die Beschwerde hatte nur hinsichtlich der Höhe des aus­
gesprochenen Zwangsgeldes Erfolg,

Aas der Begründung:
In dem in dieser Sache ergangenen Kassationsurteil des Ober­
sten Gerichts vom 29. Dezember 1982 — 2 О ZK 30/82 —'* ist 
u. a. ausgeführt, daß die Schuldner den Gläubigern die Nut­
zung des Trockenbodens weiterhin mit der Maßgabe zu ge­
statten haben, daß die Nutzung unter gegenseitiger Rück­
sichtnahme zu erfolgen hat und die berechtigten Interessen 
des anderen nicht unzumutbar beeinträchtigt werden. An der 
Nutzungsbefugnis ändert sich auch nichts, wenn eine zeit­
weilige Behinderung (z.B. durch Baumaßnahmen am Dach) 
vorliegt.

Diese Entscheidung berücksichtigt die beiderseitigen Be­
lange der Prozeßparteien auch während der in Rede stehen­
den Baumaßnahmen.

Die Schuldner haben jedoch bisher in keiner Weise die 
ihnen obliegenden Verpflichtungen erfüllt. Sie haben den 
Gläubigem die Nutzung des Wäschebodens gänzlich verwei­
gert und ihnen auch keinen Schlüssel zur Tür des Bodens aus­
gehändigt. Das rechtfertigt die Auferlegung eines Zwangsgel­
des, das in Höhe von 100 M angemessen ist (§ 130 Abs. 3 
ZPO).

Die Gläubiger sind bereit, sich während der zeitweiligen 
BeMnderung auf die Nutzung eines Teils des Trockenbodens 
zu beschränken. Das sollten die Schuldner beachten und ih­
ren Verpflichtungen nachkommen. Sie sind nicht gehindert, 
den Gläubigem den Schlüssel zum Hausboden auszuhändigen. 
Diese können dann selbst beurteilen, inwieweit Baumaßnah­
men am Dach die Nutzung des Wäschetrockenbodens ein­
schränken.

Die Schuldner können die Zahlung des ihnen auferlegten 
Zwangsgeldes durch die Erfüllung der vollstreckbaren Ver­
pflichtungen abwenden (§ 130 Abs. 5 ZPO); es kann ihnen 
aber auch wiederholt auferlegt werden, wenn sie ihre Ver­
pflichtungen aus dem vollstreckbaren Urteil des Kreisgerichts 
nicht erfüllen (§ 130 Abs. 3 Satz 3 ZPO).

• Veröffentlicht in NJ 1983, Heft 7, S. 299 (mit Anm. von G. Hilde-
brandt). — D. Red.


